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Ein Anruf des Redakteurs von ISOR aktuell
mit der sanften Erinnerung an einen Artikel
zum Jahreswechsel erschreckt mich etwas. Ist
denn schon wieder ein Jahr vorbei? Ich weiß
nicht, wie es Ihnen ergeht, aber mit zunehmen-
dem Alter hat man den
Eindruck, dass die Zeit
schneller läuft als man es
sich wünscht.

Sofort kommen Gedan-
ken auf, was haben wir in
diesem Jahr geschafft, was
ist noch offen, was muss
jetzt vorrangig in Angriff
genommen werden und
unter welchen Bedingun-
gen. Da gibt es Gutes und
Schlechtes.

Das Schlechte: Die mo-
dernen Sozialräuber lassen
nicht nach, den Menschen
immer tiefer in die Taschen
zu greifen. Die Reichen
schämen sich nach wie vor
nicht, immer schamloser
ihren Reichtum auf Kosten
der Armen zu mehren.

Obwohl die Menschen
in unserem Land bei der
Wahl des neuen Bundesta-
ges im September unmis-
sverständlich klargemacht
haben, dass sie keine De-
montage des Sozialstaates
wollen und die Parteien
der heutigen großen Koali-
tion für ihre unsoziale Poli-
tik abgestraft haben, bein-
haltet der Koalitionsvertrag die Sanierung des
Staatshaushaltes auf Kosten der kleinen Leute.

Kontinuität beim Sozialabbau, darauf setzt
die neue Bundesregierung. Das ist das »Weih-
nachtsgeschenk« nach einem Jahr voller Über-
raschungen.

Was den Rentnern bevorsteht, ist eindeutig:

Bis Ende des Jahrzehnts wird es keine Renten-
erhöhung geben. Im Klartext heißt das, dass in
den nächsten vier Jahren die Renten um real
acht Prozent abgesenkt werden. Altersarmut
ist damit in Deutschland vorprogrammiert.

Weihnachten, das Fest der Freude, wird so
ganz schnell zum Fest des Frustes.

Nun das Gute! Es besteht u. a. darin, dass
sich im Vorhandensein einer starken linken Op-
position im Deutschen Bundestag die Bedin-
gungen bzw. der Spielraum für die Durchset-
zung des Vorhabens der Sozialräuber, wie sie

im Koalitionsvertrag festgeschrieben wurden,
verschlechtert haben und die Bedingungen für
den Kampf um soziale Gerechtigkeit sich etwas
günstiger gestalten.

Dazu gehört auch, dass sich ISOR solida-
risch in den verstärkten Kampf der Sozialver-
bände zur Verhinderung des weiteren Sozi-
alabbaus einreiht. Es gilt jetzt, das Erreichte zu
bewahren, soziale Ungerechtigkeiten und das
Rentenstrafrecht sowie die Benachteiligung
der Menschen im Osten und aller sozial schwa-
chen Menschen in der BRD zu beseitigen. Vor-
haben, den Sozialstaat aufzukündigen, provo-
ziert energischen Widerstand.

Unsere Vertreterversammlung hat dazu
richtungsweisende Orientierungen gegeben,
die es jetzt gilt, sachlich und konstruktiv umzu-
setzen.

Das neue Jahr wird uns alle fordern. Nur ge-
meinsam und in Solidarität mit Verbänden und 

Vereinen können und müssen wir etwas für
uns und unsere Kinder tun, werden wir noch
aktiver, um unsere sozialen Rechte kämpfen.

Das schließt den politischen und juristi-
schen Kampf um die restlose Beseitigung des
Rentenstrafrechts und die Beendigung der Ver-

sorgungsbenachteiligung
ein. Wir wissen von den
Schwierigkeiten dieses
Kampfes und den damit
verbundenen Problemen
und persönlichen Opfern.

Wir wissen aber auch
um die Kraft, die uns für
diesen Kampf gegeben ist.
Solidarität, Mut und Opfer-
bereitschaft, Menschlich-
keit und unser Sinn nach
sozialer Gerechtigkeit für
alle Bürger in unserem
Land.

Es ist mir und dem Vor-
stand der ISOR e. V. ein Be-
dürfnis des Herzens, allen
Mitgliedern unserer Initia-
tivgemeinschaft und allen
mit uns freundschaftlich
verbundenen Sozialverei-
nen für das große
Bemühen, die erwiesene
Solidarität im Kampf um
die Beseitigung des Ren-
tenunrechts herzlich zu
danken.

Die bisherigen Erfolge
im Kampf um soziale Ge-
rechtigkeit sind die Quelle
unserer Kraft, unseren Weg
unbeirrt fortzusetzen. Sie

bestätigen zugleich die Richtigkeit unseres
Handelns.

Für das bevorstehende Weihnachtsfest und
für das Jahr 2006 wünsche ich alles erdenklich 

Gute, Frieden, Gesundheit und Freude im
Kreis der Familie.

!

Gedanken zum Weihnachtsfest
und zum Jahreswechsel 2006

von Horst Parton, Vorsitzender der ISOR e. V.

Vorstand, Geschäftsstelle und Redaktion
wünschen allen unseren Lesern schöne Feiertage
und ein gesundes neues Jahr. Die Redaktion
bedankt sich bei allen, die mit ihren Anregun-
gen und Zuschriften zur Gestaltung unseres
Blättchens beigetragen haben. Wir verbinden
dies mit der Bitte um weitere gute Zusammen-
arbeit und um neue zündende Ideen.



Die Vertreterversammlung bekundet die Ge-
schlossenheit, den Willen und die Solidarität,
den Kampf zur Beseitigung des Rentenstraf-
rechts und derVersorgungsbenachteiligung ver-
stärkt fortzusetzen.

Deutschland befindet sich gegenwärtig in
einer gesamtgesellschaftlichen Krise. Die bis-
her etablierten Politiker und ihre Parteien ha-
ben an Vertrauen verloren. Auswege werden in
»Reformen« zum weiteren Sozialabbau und in
höheren Belastungen für die Masse der ein-
kommensschwachen Bevölkerungsschichten
gesehen. Mit der Begründung einer Konjunk-
turbelebung werden die Verwertungsbedin-
gungen für das Großkapital einseitig verbes-
sert.

Die Aktivitäten zur Delegitimierung und Ver-
leumdung der DDR, ihrer Geschichte und gro-
ßer Teile ihrer Bürger – darunter ehemalige An-
gehörige der Schutz-, Sicherheits- und Rechts-
pflegeorgane – halten unvermindert an.

Eine große Koalition der Rache und Vergel-
tung im Deutschen Bundestag hat mit dem
jüngsten Gesetz zur Änderung des AAÜG, das
am 1.Juli 2005 in Kraft trat, das Strafrentensys-
tem bekräftigt und neue Kategorien von
Strafrenten geschaffen. Zur Begründung der
Rentenkürzungen werden nunmehr nicht nur
angeblich überhöhte Einkommen, sondern vor
allem vorgeblich faktische und rechtliche Wei-
sungsbefugnisse gegenüber dem MfS genom-
men. Damit wird neues Unrecht mit bereits be-
stehendem gegenüber allen ehemaligen An-
gehörigen des MfS begründet. Damit werden
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes
ignoriert und das Rechtsprinzip der Wertneu-
tralität des Rentenrechts missachtet. Eine sol-
che Praxis gab es bisher nur in der Zeit des Fa-
schismus in Deutschland.

Mit dem Einzug einer starken Linksfraktion
in den Bundestag nach der Wahl am 18. Sep-
tember 2005 haben sich das Kräfteverhältnis
sowie die parlamentarischen Möglichkeiten
und Bedingungen, dagegen aufzutreten, deut-
lich verbessert.

Folgende Schwerpunkte stehen im Mittel-
punkt der Arbeit von ISOR e.V.:
1. Unsere konkreten Ziele und Aufgabenstel-
lungen sind in die breite, zunehmend gesamt-
deutsche Protestbewegung gegen Sozialabbau
und in den generellen Kampf gegen Ungleich-
behandlung und Diskreditierung Ostdeutscher
einzuordnen. Wir bauen dabei auf die gegen-
seitige Solidarität und Hilfe mit vielen Verei-
nen, Verbänden, Organisationen und Initiati-

ven innerhalb und außerhalb des Ostdeut-
schen Kuratoriums von Verbänden.
2. Der Kampf für die endgültige Beseitigung
des Rentenstrafrechts steht nach wie vor im
Mittelpunkt unserer Arbeit.Verbindliche Grund-
lagen dafür sind und bleiben:
" die Politische Führungskonzeption des

ISOR-Vorstandes vom 30. Januar 2003 und
" die Konzeption zur Fortsetzung des Kamp-

fes gegen das Rentenstrafrecht vom 8. Ok-
tober 2004 (Beschluss der außerordentli-
chen Vertreterversammlung).

3. Wir sehen in der unverzüglichen Prüfung ju-
ristischer Möglichkeiten zur Abwehr von Sank-
tionen im Sinne des gerade verabschiedeten
Ersten AAÜG-ÄndG sowie in der fortgesetzten
Suche und Auswertung „neuer rechtserhebli-
cher Tatsachen«, vor allem zur Einkommens-
und Qualifikationsstruktur des MfS, wesentli-
che Voraussetzungen für einen erfolgreichen
Kampf zur endgültigen Beseitigung des Ren-
tenstrafrechts.

Unsere konkreten Forderungen an Politik
und Gesetzgeber lauten:
" Ersatzlose Aufhebung des § 6 Abs. 2 in der

Fassung des Ersten Änderungsgesetzes
zum AAÜG;

" Neuregelung des § 7 AAÜG nach Maßgabe
der Klärung der Einkommensverhältnisse
im MfS;

" Beendigung der Blockade des Zuganges zu
einem Teil der dazu notwendigen Daten;

" Neuregelung der Entschädigung für Dien-
stunfälle nach den Grundsätzen des Dienst-
beschädigtenausgleichsgesetzes ab 01. 07.
1991 und auch für die ehemaligen Mitar-
beiter des MfS;

" Zahlung des Dienstbeschädigungsaus-
gleichs in voller Höhe der Grundrente nach
dem Bundesversorgungsgesetz;

" Regelung der Erhaltung des Realwertes von
besitzgeschützten Leistungen aus Zusatz-
und Sonderversorgungssystemen durch An-
passung mindestens an die Inflationsrate in
den neuen Bundesländern;

" Schließung aller Überführungslücken und
Beendigung der Versorgungsbenachteili-
gung.

4. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass die
Mobilisierung unserer Mitglieder und Sympa-
thisanten zu gezielten Aktionen auch zu kon-
kreten Erfolgen führen. Nahezu 7.000 individu-
elle und Tausende Massenpetitionen haben so
auch zum Einlenken der Birthler-Behörde hin-
sichtlich der Herausgabe notwendiger Unterla-
gen geführt.
5. Die entschiedene Zurückweisung von Ver-
leumdungen und Lügen über Rolle und Tätig-
keit der ehemaligen bewaffneten Organe der
DDR, speziell zum MfS, und die Verbreitung der
Wahrheit über deren staatsrechtliche Stellung
und Aufgaben sind von grundsätzlicher Bedeu-
tung. Mit Lügen, Verzerrungen und Halbwahr-
heiten soll letztlich das Rentenstrafrecht ge-
rechtfertigt werden.
6. Die Wirksamkeit unserer Aktionen und un-
serer gesamten Arbeit wird wesentlich von un-
serer personellen, organisatorischen und mo-
ralischen Stärke bestimmt.

Wir appellieren an alle noch vom Renten-
strafrecht Betroffenen, sich als Mitglied unse-
rem Verein anzuschließen. Wir sehen in unse-
rem Verein die geeignetste politisch-organisa-
torische Plattform für Menschen mit gemeinsa-
mer Vergangenheit und dadurch geprägten po-
litischen Ansichten sowie für die Wahrung
freundschaftlicher sozialer Beziehungen und
gegenseitiger Hilfe und Unterstützung. Wir
sind voller Zuversicht, auf diese Art und Weise
in solidarischer Verbundenheit Rentenstraf-
recht und die vielen anderen Ungerechtigkei-
ten letztlich doch beseitigen zu können.
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Entschließung 
der Vertreterversammlung der ISOR e.V. 

vom 12. November 2005



Am 12. November fand in Berlin die Vertreter-
versammlung der ISOR e.V. zur Beratung über
die gegenwärtige Lage und Beschlussfassung
über die Aufgaben sowie zur Wahl des neuen
Vorstands und der Revisionskommission statt.

Als Gäste wurden Dr. Martina Bunge und Dr.
Gesine Lötzsch, beide Bundestagsabgeordnete
und Stellvertretende Fraktionsvorsitzende so-
wie Arbeitskreisleiterinnen der Fraktion »Die
Linke.«,der Stellvertretende Vorsitzende des
Ostdeutschen Kuratoriums von Verbänden,
Gerhard Bombal, Oberstleutnant a.D. Herbert
Becker, Vorsitzender Ehemalige im Landesver-
band Ost des Deutschen Bundeswehrverban-
des, Prof. Dr. Siegfried Mechler, Vorsitzender
der GRH, Anna-Maria Müller, Stellvertretende
Vorsitzende des Seniorenverbandes BRH, Prof.
Dr. Ernst Bienert von der GBM und Rechtsan-
walt Benno Bleiberg begrüßt.
Aus dem Bericht des Vorstands
... Mit großer Freude registrieren wir, dass die
Linkspartei.PDS ein respektables Wahlergebnis
erreicht hat,in Fraktionsstärke in den Bundestag
eingezogen ist und damit das hoffnungsvolle
Projekt einer gesamtdeutsch verankerten sozia-
listischen Partei deutlich vorangekommen ist.

Obwohl wir als Verein parteipolitisch unab-
hängig sind, haben wir uns bei diesen Bundes-
tagswahlen erstmalig ohne Wenn und Aber für
die Wahl der Linkspartei engagiert. Das nicht
zuletzt auch deshalb, weil sich alle anderen eta-
blierten Parteien mit der von Rache und Vergel-
tungssucht getragenen letzten Änderung des
AAÜG aus unserer Sicht politisch disqualifiziert
haben. In diesem Zusammenhang gilt unsere
Hochachtung den SPD-Abgeordneten Hacker
und Lohmann, die sich in schriftlichen Stellun-
gnahmen für die Wertneutralität des Renten-
rechts eingesetzt haben. Wir betrachten den
Wahlerfolg der Linkspartei auch als unseren
Wahlerfolg und rechnen fest damit, dass sie –
wie in der Vergangenheit auch und wie durch
Parteitagsbeschluss vor den Bundestagswah-
len festgeschrieben – weiter mit uns gemein-
sam für die Beseitigung des Rentenstrafrechtes
streiten wird.
... Am 8. Oktober 2004 hatten wir die Entschei-

dungen des Bundesverfassungsgerichts einge-
schätzt: »...Nach unseren Erfahrungen können
wir Versuche nicht ausschließen, mit neuer-
lichen Ausnahmentatbeständen die eindeuti-
gen Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes
zu unterlaufen...«

Wir haben mit dieser Einschätzung leider
Recht behalten. Zwar musste eine große Koali-
tion der Rache und Vergeltung im Bundestag
zähneknirschend ca. 11.000 von 13.000 vor-
mals durch die sog. E 3 -Regelung diskriminier-
te Rentner von der Rentenstrafe befreien. Sie
schuf aber mit dem Konstrukt angeblicher
rechtlicher oder faktischer Weisungsrechte ge-
genüber dem MfS neue Kategorien von
Strafrentnern (Mitglieder von Bezirks- und
Kreiseinsatzleitungen, bestimmte Richter und
Staatsanwälte), die etwa 4.000 Personen um-
fassen dürften. Dass in dem zusammengeschu-
sterten Gesetz auch »Staatssekretäre im Polit-
büro« genannt sind - damit können wir leben.

Schon allein die Tatsache, dass bestands-
kräftige Renten der neu zu Strafrentnern er-
klärten Personenkategorien weiter Bestand
haben, macht selbst dem juristischen Laien die
Willkür des neu geschaffenen Rentenstraf-
rechts sichtbar. Das Bundesverfassungsgericht
hatte ausdrücklich darauf orientiert, dass Ren-
tenkürzungen an den Nachweis gebunden sein
müssten, dass entsprechende Einkommen
nicht durch Arbeit und Leistung gerechtfertigt
wären, also nach dem Einigungsvertrag als
überhöht zu gelten hätten. Ein solcher Nach-
weis wurde erst gar nicht versucht. Stattdessen
wurde das neue Unrecht mit dem alten Un-
recht der Rentenkürzung bei Mitarbeitern des
MfS begründet. Die Propagandalüge aus dem
Hause der Frau Birthler von der angeblichen
Selbstprivilegierung des MfS wurde ohne jede
Beweisführung auf die angeblich dem MfS ge-
genüber weisungsberechtigten Personen über-
tragen. Losgelöst von der bisherigen Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes
wurden Rentenkürzungen nicht mehr aus
»überhöhten« Einkommen, sondern von der in
der DDR ausgeübten Tätigkeit her abgeleitet.
Das aber ist eine so offenkundige Verletzung
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der Wertneutralität des Rentenrechts, ein so
deutlicher Rückgriff auf faschistische Prakti-
ken, dass grundlegende Rechtspositionen in
Deutschland auf dem Prüfstand stehen.

... In Beratungen mit dem Seniorenverband
BRH und dem Landesverband Ehemaliger – Ost
im Deutschen Bundeswehrverband sowie mit
der GBM wurde vereinbart, dass in bewährter
Weise durch Musterverfahren Klagen zum § 6
Abs. 2 AAÜG abgestimmt und gemeinsam vor-
angetrieben und zum Bundesverfassungsge-
richt gebracht werden. Unabhängig davon
wird gegenwärtig geprüft, ob der Weg einer di-
rekten Verfassungsbeschwerde erfolgreich be-
schritten werden kann.

... Die Hauptaufgabe ist jetzt die Klärung
der Einkommensverhältnisse im MfS im Ver-
gleich zu denen in der Volkswirtschaft der
DDR. Bekanntlich wurde dazu eine Arbeits-
gruppe unter der gemeinsamen Leitung von
Prof. Edelmann und Dr. Wellschmied gebildet.
Durch diese werden erfolgreich immer wieder
diejenigen Spezialisten mobilisiert, deren Sach-
verstand zur Lösung der jeweiligen Teilaufga-
ben benötigt wird.

... Im Ergebnis der massenhaften Petitionen
und Schreiben der Mitgliedschaft musste die
Birthler-Behörde schließlich einlenken und den
Zugang zu den Unterlagen der Abteilung Fi-
nanzen und der HA Kader und Schulung des
MfS ermöglichen. Das ist der Erfolg des großen
Einsatzes einer Vielzahl von Funktionären der
TIG und der Aktivität unserer Mitglieder nach
den konkreten Anregungen auf der Internetsei-
te von ISOR.

... Wir haben erste Ergebnisse über die
Höhe der Durchschnittseinkommen und deren
Verhältnisse. Sie werfen Fragen auf, denen nun
in der weiteren Arbeit nachgegangen werden
muss. Dabei geht es vor allem um Fragen nach
Gründen für die ermittelten Unterschiede in
den Einkommenshöhen, die vor dem Bundes-
verfassungsgericht Bestand haben können.

... Welche Forderungen nach einer höheren
Berücksichtigung der im MfS erzielten Einkom-
men bei der Rentenberechnung gegenüber der
Politik und den Gerichten begründet gestellt
werden können, wird das Ergebnis der gutach-
terlichen Auswertung zeigen. Dabei werden
die nachprüfbaren Tatsachen das entscheiden-
de Gewicht haben. Wir gehen davon aus, dass
die Begrenzung auf die Durchschnittsrente
nach der Klärung der Einkommensverhältnisse
im MfS vom Bundesverfassungsgericht als in-
akzeptabel bewertet wird. Es hat das gegenü-
ber dem volkswirtschaftlichen Durchschnitt
auch in den anderen bewaffneten Organen
höhere Einkommen nicht als „überhöht« ange-
sehen und damit auch in den bewaffneten Or-
ganen höhere Verdienste für höhere persönli-
che Qualifikationen und entsprechend nach-
weisbar höher qualifizierte Tätigkeiten aner-
kannt.

ISOR beriet
weitere Aufgaben und 
wählte neuen Vorstand

ISOR beriet
weitere Aufgaben und 
wählte neuen Vorstand
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Das Bundesverfassungsgericht wird auch zu
berücksichtigen haben, dass hohe und höchste
Einkommen im MfS durch die Wirkung der Bei-
tragsbemessungsgrenze ohnehin schon für die
Rentenberechnung in erheblichem Umfang
gekürzt werden und nach der eigenen Rechts-
sprechung an weitere Kürzungen strengste
Maßstäbe anzulegen sind. Es hat bisher zwar
stets auf die von der Volkskammer verfügte
Rentenkürzung für Mitarbeiter des MfS verwie-
sen, aber noch nicht berücksichtigt, dass die
mit 990,– M festgesetzte Rente auch bei un-
günstigster Auslegung (Stichtag: 01.01.1991)
1,28 Entgeltpunkten entsprochen hat.

Ob es gelingt, die MfS-Einkommen im vollen
Umfang für die Rentenberechnung wirksam
werden zu lassen, kann heute niemand mit Si-
cherheit sagen. Der Kampf lohnt sich trotzdem.

...Wie bereits aus ISOR aktuell bekannt,
wird uns auch noch der Zugang zu wichtigen
Unterlagen verwehrt. Bundesverwaltungsamt,
BMI und Birthler-Behörde haben sich ver-
schworen, ISOR das Recht abzusprechen, die
bei der Erarbeitung der Entgeltbescheide elek-
tronisch gespeicherten Einkommensdaten zu
verwenden. ... ISOR hat gegen die entspre-
chend ablehnenden Bescheide Widerspruch
und Klage erhoben und damit den erfahrungs-
gemäß leider langen Verwaltungsgerichtsweg
eröffnet. Es kommt nun darauf an, dies erneut
durch massenhafte Petitionen und Proteste an
den Bundestag und die Behörden zu unterstüt-
zen. In ISOR aktuell 11/05 haben wir ein
Musterschreiben für Protestbriefe bzw. Unter-
schriftensammlungen gegen die Willkür von
Bundesverwaltungsamt und Birthler-Behörde
veröffentlicht. Nach Konstituierung der Bun-
desregierung und der Ausschüsse des Bundes-
tages werden wir weitere Empfehlungen ge-
ben und fordern alle Mitglieder auf, sich diesen
Protesten anzuschließen.

Im Oktober hat nach langem Schweigen auch
das Schmidt-Ministerium die Herausgabe der
Unterlagen verweigert, nach denen das in der
Anlage 6 AAÜG ausgewiesene Durchschnitts-
einkommen in der Volkswirtschaft der DDR er-
mittelt wurde. ISOR habe kein Recht auf Akten-
einsicht in Unterlagen, die im Bereich der nor-
mativen Tätigkeit, also der Gesetzgebung, ent-
standen sind. Hier kann uns ein Gesetz helfen,
das am 1. Januar 2006 in Kraft tritt – das so
genannte Informationsfreiheitsgesetz.

... Alle Erfolge im Kampf gegen das Renten-
strafrecht wurden letztlich auf juristischem
Weg, durch Herbeiführung von Entscheidun-
gen der höchstrichterlichen Instanzen erreicht.
Dazu wäre es jedoch ohne den erforderlichen
politischen Druck, ohne unseren organisatori-
schen Zusammenschluss und die ständige poli-
tische Artikulation unserer Interessen nicht ge-
kommen. Und das gilt auch für die Zukunft.

... Wir haben gesehen, wie durch eine Vielzahl
von Petitionen selbst eine Einrichtung, wie die
Birthler-Behörde zum Einlenken gezwungen
werden konnte. Aber damit ist das Thema Peti-
tionen noch lange nicht abgehakt. Der Bundes-
tag ist uns noch Antworten schuldig, vor denen
er sich in nicht wenigen Fällen schon über ein
Jahr lang drückt. Etwa 7.000 individuelle Peti-
tionen sind nicht nur eine in der Geschichte
des Petitionsausschusses sensationelle Anzahl.
Sie enthalten auch - wie auf unserer Web-Seite
im Internet nachlesbar dokumentiert wurde –
ein ganzes Feuerwerk von klugen, durchdach-
ten und überzeugenden Argumenten gegen die
anhaltende rentenrechtliche Diskriminierung
der Mitarbeiter des MfS. Nach dem letzen Än-
derungsgesetz zum AAÜG werden die Antwor-
ten selbstverständlich ablehnenden Charakter
besitzen. Vielleicht wird auch im Gestus von
Pharisäern ausgeführt werden, dass man mit
der nunmehrigen Bestrafung der Vorgesetzten
des MfS, vorgebrachten Einwänden in den Peti-
tionen entsprochen habe. Aber – und hier liegt
der Hase im Pfeffer – die ablehnenden Antwor-
ten müssen dennoch begründet werden.Theore-
tisch und praktisch ist keine ablehnende Ant-
wort denkbar, die uns nicht erneut Stoff für eine
offensive Auseinandersetzung liefert. Wir wer-
den diese Auseinandersetzung führen in unse-
rer Öffentlichkeitsarbeit, gemeinsam mit unse-
ren Freunden in anderen Verbänden und Verei-
nen und immer wieder auch in Gesprächen mit
Politikern aller Parteien im Bundestag. Wir bit-
ten alle Mitglieder, ihre TIG von Antworten des
Petitionsausschusses zu informieren, Muster
der sicher standardisierten Antworttexte über
die TIG an den Vorstand zu übersenden und
immer dann, wenn Petitionen nicht beantwor-
tet werden, um Antworten zu ersuchen.

... Auf unserer Außerordentlichen Vertreter-
versammlung im Oktober 2004 haben wir zu
einer Offensive bei der Mitgliedergewinnung
aufgerufen und eingeschätzt: »Der Erhalt und
möglichst noch ein Wachstum der Mitglieder-
stärke von ISOR wären das deutlichste Signal
an Jene, die uns jetzt zur Resignation oder Auf-
gabe unseres Kampfes zwingen wollen.«

Ganz in diesem Sinne hat der Vorstand von
ISOR am 16.02.2005 eine Beratung mit mehr
als hundert ehemals leitenden Angehörigen des
MfS – vorwiegend Leiter zentraler Dienstein-
heiten und von Bezirksverwaltungen sowie de-
ren Stellvertreter – organisiert und diese gebe-
ten, ihren Einfluss zur Werbung neuer Mitglie-
der für ISOR geltend zu machen. Wer uns nun
zum Vorwurf macht, wir würden alte MfS-
Strukturen reaktivieren, den können wir nur
sagen, dass kein Mensch auf eine solche Idee
gekommen wäre, wenn es nicht eine anhalten-
de Ausgrenzung und Diffamierung der MfS-
Mitarbeiter und die Notwendigkeit des Kamp-
fes gegen ihre rentenrechtliche Diskriminie-
rung geben würde.

... In einer beachtlichen Zahl von ehemals zen-
tralen Diensteinheiten des MfS und Bezirksver-
waltungen wurden in Reaktion auf den Offe-
nen Brief an die ehemaligen Mitarbeiter des
MfS Initiativen entwickelt, um noch abseits
Stehende für die Mitgliedschaft in unserem
Verein zu gewinnen.

... Die Mitgliederzahl in unserem Verein ist
in der Berichtsperiode um ca. 2.300 zurückge-
gangen.

Durch die Initiativen in den Reihen des ehe-
maligen MfS ist es uns nun erstmals seit vier
Jahren wieder gelungen, den Rückgang unse-
rer Mitgliederstärke aufzuhalten und die Mit-
gliederzahl zu stabilisieren.

... ISOR bietet allen Mitgliedern die soziale
Nähe zu politischen Freunden und als ein orga-
nisierter Teil der für soziale Gerechtigkeit
kämpfenden politischen Kräfte die Basis eines
wirkungsvollen Eintretens für soziale Forde-
rungen und Interessen.

Gründe für Rentner, sich zusammenzu-
schließen und sich gemeinsam gegen Sozialab-
bau zu wehren, gibt es wahrlich genug. Noch
ist die Bundesregierung nicht gebildet, da wird
schon verkündet, dass auch 2006 eine Nullrun-
de bei den Renten geplant ist, was de facto
einer erneuten Rentenkürzung gleichkommt.
Solche Nullrunden sind auch für die kommen-
den Jahre wahrscheinlich. Der Rentenexperte
Meinhard Miegel schätzt nach einer Veröffent-
lichung in der »Morgenpost« vom 22.10.2005
ein, dass in den nächsten vier bis fünf Jahren
ein Kaufkraftverlust für die Rentner von etwa
zehn Prozent »unausweichlich« sei. Die Auswir-
kungen der Mehrwertsteuererhöhung ab 2007
sind hier noch nicht einmal eingerechnet. Von
einer Nullrunde bei Mieten, Preisen usw. ist
also nicht die Rede. Aber einigen ist das an-
scheinend noch nicht genug. Sie denken schon
laut darüber nach, die Rentner bei den Kran-
kenkassenbeiträgen stärker zur Kasse zu bit-
ten, und auch Minusrunden für die Renten sind
kein Tabu mehr. Eine Anhebung des Rentenein-
trittsalters ist schon beschlossen. Man müsse
leider die Bundeszuschüsse zur Rentenversiche-
rung kürzen, das Renteniveau sei »nicht zu hal-
ten«. Wo sonst soll auch das Geld für »Kriegs-
spielzeug«, wie erst kürzlich für zwei U-Boote
im Wert von 1,5 Milliarden, herkommen!

Horst Parton schloss mit einem Wort Victor
Hugos: »Die Zukunft hat viele Namen. Für die
Schwachen ist sie das Unerreichbare. Für die
Furchtsamen ist sie das Unbekannte. Für die
Tapferen ist sie die Chance.«

Lassen Sie uns gemeinsam immer auf der
Seite der Tapferen sein – Nutzen wir unsere
Chancen!

Nach dem von Manfred Krumbholz vorge-
tragenen Bericht der Revisionskommission
sprach Dr. Peter Fricker für die Satzungskom-
mission.
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Er begründete – auch im Hinblick auf aktuelle
Bestrebungen zur Änderung des Vereinsrechts
– den Antrag, die bewährte Satzung von ISOR
nicht zu verändern und die Satzungskommis-
sion als ständige Arbeitsgruppe des Vorstandes
zu berufen. (Zum Bericht des Vorstands siehe
auch www.isor-sozialverein.de)

Zur Diskussion sprachen sieben Delegierte und
Gäste. Zwei Beiträge wurden schriftlich einge-
reicht. In ISOR aktuell Nr. 1/06 wird darüber
ausführlich berichtet.

Die Vertreterversammlung billigte einstim-
mig den Entwurf der Entschließung sowie den
Antrag der Satzungskommission und entlaste-
te den Vorstand und die Revisionskommission.

Herausgabe der Daten über das
Durchschnittseinkommen in der

Volkswirtschaft fordern

Das Bundesverfassungsgericht verlangt be-
kanntlich den Vergleich der Einkommen im
MfS mit den in der Volkswirtschaft der DDR.
Über die in den verschiedenen Bereichen der
Volkswirtsacht der DDR erzielten Einkommen
gibt es Unterlagen, die im Zusammenhang mit
der Vorbereitung des Rentenüberleitungsge-
setzes von 1991 entstanden sind. Das bisheri-
ge Bundesministerium für Gesundheit und So-
zialordnung hat deren Herausgabe verweigert.
Jetzt ist das von Franz Müntefering geleitete
Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu-
ständig.

Nach dem sogenannten Informationsfrei-
heitsgesetz besteht nunmehr das Recht auf
Herausgabe dieser Unterlagen. Das Gesetz tritt
am 1. Januar 2006 in Kraft. Deshalb hat die
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zum 94. Geburtstag:
Fritz Kraban, Bln.-Hhsn.

zum 92. Geburtstag:
Alois Koller, Leipzig

zum 90. Geburtstag:
Hermann Maikath, Bln.-Hellersdorf
zum 89. Geburtstag:
Felix Schneider, Bln.-Karlshorst
zum 88. Geburtstag:
Anni Assmann, Rostock
zum 87. Geburtstag:
Karl Becke, Jena/Weißbach
zum 86. Geburtstag:
Magdalena Altmann, Salzwedel
Erna Engelbrecht, Bln.-Köpenick
Hugo Hickethier, Saalfeld
Erich Schade, Heringsdorf
Erich Trankner, Pln.-Pankow
Hugo Treßelt, Bln.-Hhsn
Elfriede Walter, Bln.-Marzahn

zum 85. Geburtstag:
Fritz Aernecke, Bln.-Hellersdorf
Karl Deringer, Leipzig
Edith Fichtner, Dresden
Werner Fischer, Leipzig
Heinz Hager, Zwickau
Marie Herrmann, Bln.-Hhsn
Emil Karaus, Pdm.-Zentrum
Heinz Krenkel, Bln.-Li’berg
Marianne Kühnhold, Jena
Walter Mehnert, Chemnitz
Gertrud Müller, Erfurt
Erika Ritter, Bln.-Fr’hain
Werner Steding, Rostock

zum 80. Geburtstag:
Otto Bentert, Belzig
Elisabeth Dietz, Halle
Alfred Friedrich, Belzig
Gerda Gruchmann, Neuhof
Werner Hötling, Bln-Mitte
Hildegard Hohn, Worbis
Horst Julemann, Potsdam-West
Friedhold Karpinski, Strausberg
Werner Klippel, Bln.-Treptow
Wilhelm Möckel, Chemnitz
Gertrud Pietzner, Bernau
Gerhard Pfanne, Strausberg
Anne-Marie Rittwagen, Bln.-Hhsn
Anton Siegel, Bln.-Li’berg
Paul Spatzig, Bln.-Fr’felde
Christa Schmidt, Jessen/Elster
Werner Steinführer, Bln.-Prenzl.Berg
Rolf Tröbner, Bln.-Karlshorst
Anna Vogel, Pdm.-Stern
Kurt Zenker, Dresden

zum 75. Geburtstag:
Roland Anger, Bernau
Rainer Baldauf, Neubrandenburg
Herbert Berger, Dessau
Wolfgang Blumensath,Bischofswerda
Siglinde Bönisch, Rostock
Siglinde Brinkmann, Bln.-Li’berg
Heinrich Dittrich, Osterburg
Bruno Donner, Neubrandenburg
Wolfgang Dragendorf, Bln.-Marzahn
Arnim Eckardt, Bernau
Gerhard End, Hildburghausen
Christa Engelhardt, Gardelegen
Erika Ganßauge, Bln.-Treptow
Lothar Gaudig, Halle

Horst Giesen, Bln.-Treptow
Heinz Glöde, Prerow
Werner Grimm, Schwarzenb./Aue
Horst Guddat, Jena/Großschwabhsn.
Werner Hackbusch, Sangerhausen
Christa Heidenreich, Leipzig
Gerhard Heinert, Bln.-Hhsn
Getraud Helas, Bln.-Fr’felde
Prof. Dr. Willi Hellmann, Rostock
Günter Hinze, Sternberg
Rudi Höll, Bln.-Li’berg
Heinz Höntsch, Bln.-Prenzl. Berg
Günter Hoppe, Bln.-Fr’felde
Günter Jäckel, Leipzig
Ilse Jäkel, Bln.-Hhsn
Ingeborg Janßen, Bln.-Hhsn
Christa Jeschoreck, Magdeburg
Werner Kamilli, Bln.-Li’berg
Klaus Kobow, Neustrelitz
Gottfried Köhler, Pdm./Waldstadt
Gerhard Koller, Schöneiche
Helga Kraus, Halle
Ingeborg Kreutzmann, Halle
Helga Krohn, Bln.-Fr’felde
Manfred Krüger, Hagenow
Arnim Kühn, Grünheide
Ruth Lange, Stralsund
Rudolf Laube, Bln.-Mitte
Manfred Leistner, Bln.-Treptow
Friedrich Lücht, Rostock
Herta Martin, Delitzsch
Helmut Masch, Delitzsch
Berthold Möschter, Pdm.-Schlaatz
Heinz Mühle, Bergfelde
Horst Neitzke, Aschersl./Staßfurt
Helga Neukirchen, Bln.-Mitte
Helmut Nilius, Bln-Mitte

Gerda Oelze, Magdeburg
Ruth Petzold, Bln.-Hellersdorf
Ambrosius Plawan, Wolgast
Ilse Popek, Neubrandenburg
Willi Queck, Leipzig
Alfred Randel, Gera
Irmgard Reeck, Germendorf
Günter Reichenbach, Sömmerda
Bernhard Riebe, Bln.-Marzahn
Erich Riedel, Rostock
Rolf Römer, Bln.-Hhsn
Hannes Sahlmann, Luhme
Dr. Günther Sarge, Bln.-Hellersd.
Gerhard Schaarschmidt, Zschopau
Christa Schlegel, Görlitz
Annelies Schliesch, Dresden
Heinz Schmalfuss, Chemnitz
Günter Schreiber, Schleiz
Max Schwerdter, Dranske
Horst Schwerdtfeger, Bln.-Mitte
Hilde Skupin, Borna
Helga Smieja, Pdm.-Babelsberg
Martin Sommer, Suhl
Werner Sommerkorn, Bln.-Marzahn
Erika Szkodowski, Bln.-Treptow
Henry Thormeyer, Zwickau
Karl Tondera, Görlitz
Günter Tschirschwitz, Bln.-Li’berg
Siegfried Voit, Schwarzenberg/Aue
Günter Voßwinkel, Halle
Ernst Wartmann, Bln.-Marzahn
Klaus Wöller, Bln.-Mitte
Inge Wulke, Bln.-Fr’felde
Günter Zabel, Bln.-Fr.’hain
Wolfgang Zeller, Strausberg
Gerda Zilm, Bln.-Treptow
Josef Zölfl, Pdm./Waldstadt

ISOR gratuliert allen Jubilaren, besonders:

Der Vorstand teilt mit:

Horst Parton, Vorsitzender
Prof. Dr. Horst Bischoff, st. Vorsitzender
Prof. Dr. Wolfgang Edelmann, st. Vorsitzender
Hans-Peter Speck, Schatzmeister
Willi Becker
Dr. Gerhard Dylla
Horst Eismann,
Siegfried Felgner
Horst Hartrampf
Herbert Kranz
Gerd Röseberg
Dr. Rainer Rothe

Dr. Rolf Scheffel
Wolfgang Schmidt
Dr. Wolfgang Stuchly
Manfred Volland
Dieter Wittstock

In die Revisionskommission 
wurden gewählt:

Manfred Krumbholz, Vorsitzender
Paul Nimz
Renate Piotrowski
Karlheinz Schwarzeit

Die Vertreterversammlung wählte den neuen Vorstand in folgender Zusammensetzung:
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Weitergeben    !   !   ! Mitglieder gewinnen!    !   !   ! Weitergeben

Wir trauern um unsere
verstorbenen Mitglieder

Ilse Arnold, Dresden
Peter Bergmann, Rostock
Heinz Brauer, Erfurt
Werner Frank, Bln.-Treptow
Peter Göhlert, Suhl
Werner Görlich, Strassgräbchen
Hedwig Grimm, Leipzig
Manfred Großmann, Zeitz
Lothar Hönig, Groß Glienicke
Fritz Hüttner, Kartzow 
Herbert Kitzmann, Leipzig
Helene Kleebaum, Bln.-Treptow
Dr. med. Helmut Kluge, Dresden
Joachim Krause, Saalfeld
Helga Krotki, Aschersleben
Doris Kunzsch, Dresden
Renate Matthai, Cottbus
Alfred Neumann, Fürstenwalde
Anna Philipp, Weißenfels
Gerhard Prominski, Bln.-Fr’felde
Gerhard Riese, Rostock
Horst Rusch, Zehdenick
Heinz Schach, Leipzig
Gerhard Schedeck, Dresden
Dieter Schinzel, Eisenach
Herbert Schubert, Dresden
Siegfried Schubert, Löbau
Ursula Schulze, Damelang
Georg Spillner, Haldensleben
Werner Usath, Bln.-Treptow
Lothar Weimar, Bln.-Fr’hain

Ehre ihrem Andenken.
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Vertreterversammlung vom 12. November 2005
aufgerufen, massenhaft entsprechende An-
träge zu stellen.

Diese Anträge können listenmäßig gestellt
werden. Noch im  Dezember 2005 werden
alle TIG diese Listen erhalten.

Der Vorstand ruft alle Mitglieder auf, ihren
Antrag auf diesen Listen zu stellen. Auch ehe-
malige MfS-Angehörige, die noch nicht ISOR-
Mitglied sind, sollten dazu angesprochen wer-
den. Der neue Rentenversicherungsminister
Franz Müntefering soll auch auf diesem Wege
erfahren, dass wir weiter geschlossen und mit

großer solidarischer Kraft gegen das Ren-
testrafrecht kämpfen.

$
Der Vorsitzende der ISOR e.V. übermittelte der
Bundeskanzlerin Frau Dr. Angela Merkel die
Glückwünsche des Vereins zur Wahl in die
Funktion und wies auf die Notwendigkeit der
endgültigen Beseitigung des Rentenstrafrechts
hin. In diesem Zusammenhang macht er auf
die bekannte Verweigerungshaltung der Birth-
ler-Behörde, des Bundesministeriums des Innern
und bisherigen Bundesministeriums für Ge-
sundheit und soziale Sicherung aufmerksam.

Er bat die Bundeskanzlerin, »in ihrer Regie-
rung darauf hinzuwirken, solche künstlich er-

richteten Hürden gegen die rechtsstaatlich le-
gitime und objektive gutachterliche Klärung
der Rentenansprüche ehemals staatsnaher
Bürger der DDR zu beseitigen.

$
Die traditionelle Gedenkveranstaltung anläss-
lich des Jahrestages der Ermordung von Karl
Liebknecht und Rosa Luxemburg findet am 15.
Januar 2006 auf dem Zentralfriedhof Berlin-
Friedrichsfelde statt.

ISOR wird mit einem gemeinsamen Stand
mit der GRH präsent sein.
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Bereits eine Woche nach der Vertreterversamm-
lung erfolgte deren Auswertung mit unseren
Mitgliedern unter Teilnahme von Gästen aus
der TIG Bischofswerda. Für uns alle war es
ein besonderes Ereignis, in unserer zahlenmä-
ßig relativ kleinen TIG den wiedergewählten
Vorsitzenden Horst Parton begrüßen zu kön-
nen. Seine umfassenden und verständlichen
Ausführungen zum aktuellen Stand des Kamp-
fes um Rentengerechtigkeit und den sich dar-
aus für die weitere Zukunft ergebenden Aufga-
ben sind uns Ansporn, in unseren Anstrengun-
gen nicht nachzulassen

Unter Bezugnahme auf die Entschließung
der Vertreterversammlung werden wir verstärkt
durch individuelle Aktivitäten an die Birthler-
behörde und die zuständigen Personen der
neuen Bundesregierung unsere Proteste zum
Ausdruck bringen.

Auch der weiteren Gewinnung neuer Mit-
glieder für ISOR müssen und werden wir neue
Impulse geben.
Für die vor uns liegenden schwierigen Aufga-
ben wünschen wir uns alle, besonders bei de-
ren erfolgreiche Bewältigung, dem neuen Vor-
stand einschließlich unserer jahrelangen juri-
stischen Mitstreitern viel Mut, Kraft, Ausdauer
und Erfolg. Paul Bormann

Die Geschäftsstelle bleibt zwischen Weihnach-
ten und Neujahr geschlossen. In dieser Zeit fin-
det auch keine Sprechstunde der AG Recht statt.

Aus unseren
TIG

In seiner Sitzung am 23. November wertete der
Vorstand der TIG Güstrow die Vertreterver-
sammlung aus. Die vorgegebenen Grundorien-
tierungen bilden beste Arbeitsthesen für unse-
re für 2006 vorgesehenen Arbeitsschwerpunk-
te. Dabei legen wir weiterhin unsere Anstren-
gungen vordergründig auf die solidarische Ge-
schlossenheit, die Mitgliedergewinnung und
die stabile Führung des Finanzhaushalts. Unser
Grundsatz: Keiner wird mit seinen Problemen
allein gelassen. Darin sind alle Fragen unserer
Arbeit eingebunden. Walter Krüger

$

Mitteilung
Die Gesamtmitgliederversammlung aller TIG
im Bereich Potsdam findet am Sonnabend,
dem 14.01.2006 von 10.00 bis 12.00 Uhr im

Treffpunkt Freizeit
am Neuen Garten statt.

Zu dieser Veranstaltung sind alle Mitglieder
und Freunde herzlich eingeladen.

Mitteilung der Geschäftsstelle:




